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Das Papier „Schlagkräftige Bundeswehr 2020“ ist eine saf-
tige Ohrfeige für das Bundesverteidigungsministerium und die 
Bundeswehr. Auf über 74 Seiten rechnet der Deutsche Bun-
deswehrVerband vor, was die Bundeswehr für eine unattraktive 
Arbeitgeberin ist. Jeder und jedem, dem der Weg zur Bundeswehr 
vorschwebt, sollte dieses Papier, das mitunter mit erschlagendem 
Detailreichtum aufwartet, lesen, um zu verstehen, dass die Truppe 
keine Arbeitgeberin mit Zukunft ist: unzählige Überstunden, 
keine Ruhezeiten nach Auslandsverwendung, grässliche 
Kinderbetreuung, keine Mitbestimmung, schlechtes Image in 
der Gesellschaft, keine Perspektive für Azubis, Versetzungsstau, 
eine Dunkelziffer von 50 Prozent psychisch einsatzgeschädigter 
Soldat_innen, hoffnungslose Überalterung, schlechte finanzielle 
Situation, defizitäre Unterkünfte, mangelhafte Ausbildung und 
Ausrüstung für den Ernstfall, kaum Übernahmen, schlechte 
medizinische Versorgungen, häufige Umzüge, unendliche Pende-
lei, kurz: Arbeitsbedingungen der Vormoderne.

Diesen erschlagenden Fakten zu einer der unattraktivsten Arbeit-
geberinnen zum Trotz, versucht sich der Deutsche Bundeswehr-
Verband dennoch mit dem Papier „Schlagkräftige Bundeswehr 
2020“ in der militärischen Vorwärtsverteidigung: Aufgemacht als 
große Augenwischerei schreit der größte Lobbyverein der Bun-
deswehr laut nach mehr Geld, goldenen Arbeitsbedingungen, 
wie es sie nirgendwo anders gibt, und einem Staatsvertrag, der 
die Militarisierung des öffentlichen Lebens auf eine ganz neue 
Stufe stellen soll. Er greift damit zum einen mit seiner „Attrakti-
vitätsoffensive“ den Vorstoß der Verteidigungsministerin von der 
Leyen für eine attraktive Bundeswehr auf, zum anderen spiegelt 
er aber auch die Forderungen nach einer verstärkten öffentlichen 
Militärpräsenz nach innen und außen wider, wie sie von Bundes-
präsident Joachim Gauck und anderen vorgetragen wird. Zum 
Säbelgerassel soll sich eine politisch administrative, ja rechtlich 
kodifizierte Bevorzugung der Soldat_innen gesellen.

Leise darf dann an den ehemaligen Verteidigungsminister 
Thomas de Maizière erinnert werden, der trotz seiner ansons-
ten äußerst schwachen Vorstellung dem BundeswehrVerband 
und den Soldat_innen in Ausübung seiner Dienstherrenpflicht 
die Stirn bot: „Hört einfach auf, dauernd nach Anerkennung zu 
gieren.“1 Der BundeswehrVerband verbreitet mit der Veröffentli-
chung des Papiers in ungekannter Schärfe sein rechtskonservati-
ves Gedankengut. Er folgt damit den vergebenen Leitlinien der 
nach Krieg rufenden Politik und anstatt im Interesse der Soldat_
innen handelnd, ein Ende der Kriegsführung zu fordern, erweist 
der Verband der Bundeswehr einen Bärendienst, indem er diese 
als gierigen Haufen darstellt.

Goldene Treppe für die Bundeswehr

In einem Fluss von Tränen schüttet sich dabei der Bundeswehr-
Verbandsvorsitzende André Wüstner aus, und versucht dabei 
mit überzogenen Forderungen in die großen Fußspuren seines 
ehemaligen Vorgesetzen und Übervaters Ulrich Kirsch zu treten. 
„Bundeswehrangehörige sind außergewöhnlichen Belastungen 
ausgesetzt“, heißt es dann ganz zu Anfang in dem Papier; die 

Gründe dafür zu nennen, nämlich die weltweiten Kriege und die 
Struktur des Militärs selbst, erspart sich aber der Bundeswehr-
Verbandsvorsitzende mit dem lapidaren Verweis auf „Einsatzbe-
lastungen“. Anstatt die Bundeswehr auf ihre verfassungsgegebene 
Aufgabe der Landesverteidigung zurückzuholen, begrüßt Wüst-
ner eine verstärkte militärische Präsenz nach außen und innen 
und versucht die Auswirkungen als milliardenschwere Kosten auf 
die Gemeinschaft umzulegen:

„Alle Menschen der Bundeswehr haben Anspruch auf ein gutes 
Einkommen. Dafür müssen alle Stellenzulagen um 40 Prozent 
steigen“; „Die Leistungen für die Angehörigen der Reserve 
müssen an das Niveau der Soldaten auf Zeit und der Berufs-
soldaten angeglichen werden“; „Altersgrenze 62“; „dauerhafte 
Regelung der Möglichkeiten vorzeitiger Zurruhesetzung“; „ohne 
Grenzen beim Hinzuverdienst“. Für Zeitsoldat_innen soll es eine 
„generelle Übernahme in die Bundeswehrverwaltung oder in den 
übrigen öffentlichen Dienst“ geben und die Bundesregierung soll 
zahlreiche Vereinbarungen mit der Wirtschaft abschließen, mit 
dem Ziel, den Soldat_innen einen privilegierten Zugang zum 
Arbeitsmarkt zu geben. Wieder darf an den jetzigen Innenminis-
ter Thomas de Maizière erinnert werden, der vor kurzem bei den 
Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst die Forderungen der 
Gewerkschaften als „maßlos überzogen“ zurückwies und betonte 
„niemand kann sich einen solchen Abschluss leisten“.2 Verglichen 
mit den Forderungen der Gewerkschaften von 3,5 Prozent mehr 
Lohn ist ein Superlativ zu „maßlos überzogen“ für die Forderun-
gen des BundeswehrVerbandes nur schwer zu finden. Finanziert 
werden soll das Ganze durch einen Anstieg des Verteidigungs-
haushaltes auf 35 Milliarden Euro – eine fast schon bescheidene 
Forderung des Verbandes, die aber damit angereichert wird, dass 
der Bundeswehr eigentlich allein 2013 satte 54,7 Milliarden Euro 
zugestanden hätten: „Sogar der Deutsche BundeswehrVerband 
weiß, dass diese Zahl wenn nicht utopisch, dann doch höchstens 
auf einer sehr, sehr langen Zeitachse zu erreichen ist. Und den-
noch sollte dies die  finanzielle Benchmark für die Freiwilligenar-
mee Bundeswehr im 21. Jahrhundert sein.“

Auch unterstützt der BundeswehrVerband nach wie vor die 
unsägliche Praxis der Belegrechte in den Kindertagesstätten für 
Kinder von Soldat_innen.3 Mit Bundesmitteln kauft das Vertei-
digungsministerium dabei Kitaplätze in klammen Kommunen 
auf, die dann privilegiert an Angehörige der Bundeswehr verge-
ben werden. Doch anstatt dass die 32 Milliarden Euro des Ver-
teidigungshaushalts in den generellen Ausbau von Kitaplätzen 
ans Familienministerium überführt werden, fordert der Bundes-
wehrVerband eine Bevorzugung und die goldene Treppe für die 
eigene Klientel. Eine besondere Fürsorge des Dienstherren nach 
§ 31 Soldatengesetz (SG) als Begründung scheidet dabei aus, da 
ein so begründeter Belegrechteanspruch dann äquivalent auch 
auf Beamt_innen (§ 78 Bundesbeamtengesetz (BBG)) Anwen-
dung finden müsste – ein Zustand, der einen Aufschrei in der 
Bevölkerung auslösen würde. Welch Geistes Kind das Papier des 
BundeswehrVerbandes ist, zeigt sich auch in überkommenen 
Familienvorstellungen, die der Verband offensichtlich gestärkt 
wissen will: „Als Keimzelle des gesellschaftlichen Lebens kommt 

„Schlagkräftige Uniform!“ 
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der Familie eine besondere Bedeutung zu. Autorität, Gemein-
schaft und Beständigkeit bilden die Grundlage von Freiheit, 
Sicherheit und dem Wohlergehen einer Gesellschaft insgesamt.“ 
Die Forderung nach einer „heimatnahen“ Verwendung ist dann 
nur konsequent.

Militarisierung durch Staatsvertrag

Das besondere Kernstück des Papiers, das auch schon von den 
großen Medien aufgegriffen wurde, ist die anfänglich etwas kurios 
klingende Forderungen nach einem Staatsvertrag mit dem Titel: 
„Keine Angst vor Uniformen!“ Angst vor Uniformen hat sicher-
lich niemand, aber was die Menschen in Uniform darin fordern, 
sollte in einer sich als zivil verstehenden Gesellschaft durchaus 
Angst verursachen: „Die Bundesregierung, die Bundesländer und 
alle Teile der deutschen Gesellschaft sollten einen Staatsvertrag 
abschließen, um die Soldatinnen und Soldaten im öffentlichen 
Leben präsent zu halten. [...] Der Titel ‚Keine Angst vor Unifor-
men‘ soll gerade diejenigen ansprechen, die nicht nur Desinter-
esse gegenüber der Bundeswehr hegen, sondern Streitkräfte und 
alles Militärische rundheraus ablehnen. Den Vertragspartnern 
muss zweierlei gelingen: die Scheu vor den Menschen in Solda-
tenuniform zu nehmen und dabei das ‚freundliche Desinteresse‘ 
in Anteilnahme umzuwandeln.“ Unter anderem soll damit bun-
desweit ein rechtlich über den Staatsvertrag geregelter Zugang 
von Offizier_innen an Schulen festgeschrieben werden – ein 
Zustand, der an die schulische Militärpräsenz in der ehemaligen 
DDR erinnert. Auch ein „Tag der Bundeswehr“ soll festgeschrie-
ben werden – ob dabei auch landesweit Zivilist_innen die Angst 
vor der Uniform ablegen sollen, indem sie diese anziehen, lässt der 
BundeswehrVerband allerdings offen. Weniger lustig ist jedoch, 
dass an diesem Tag alle Soldat_innen und Reservist_innen der 
Bundeswehr aufgefordert sind, im zivilen Leben die Uniform zu 
tragen. Kaiser Wilhelm lässt grüßen.

Der hemmungslose Lobbyismus des BundeswehrVerbandes 
in diesem Papier muss erschrecken, besonders vor dem Hin-
tergrund, dass der BundeswehrVerband als Lobbygruppe über-
aus einflussreich besonders in Reihen der CDU/CSU ist. Aber 
auch die Grünen und die SPD waren sich schon kurz nach dem 
Erscheinen des Papiers nicht zu schade, den Vorstoß der Lobby-
isten zu „loben“.4 „Ernst-Reinhard Beck, Oberst der Reserve und 
im letzten Bundestag einer der führenden Verteidigungspolitiker 
der Union, beschreibt den außerordentlichen Einfluss des Ver-
bandes mit folgenden Worten: ‚Der DBwV hat als Lobby eine 
Macht, die man sonst im öffentlichen Bereich nicht erlebt.‘“5 Der 
FAZ-Journalist Eckard Lohse berichtet ebenso in seinem Ende 
2013 erschienenen äußerst lesenswerten Artikel zum Lobbyis-
mus des BundeswehrVerbandes: „Kaum ein Interessenvertreter 
im politischen Berlin betreibt seine Arbeit derart offensiv und 
öffentlich wie der Vorsitzende des Bundeswehrverbandes. Das gilt 
nicht nur für Kirsch, auch sein Vorgänger Bernhard Gertz ver-
hielt sich so. Ein erfahrener Sicherheitspolitiker erinnert sich an 
Auftritte von Gertz, in denen die Worte fielen ‚Der Minister und 
ich haben beschlossen[…]‘“6 Der neue BundeswehrVerbandsvor-
sitzende Wüstner scheint erreichen zu wollen, mit seinen Forde-
rungen auf diesen Spuren zu wandeln. Es steht zu hoffen, dass 
die Zivilgesellschaft und die Politik unter derlei unverfrorenen 
Militarisierungswünschen nicht dem Militär die Politik überlässt. 
Solche Vorstellungen sollten 100 Jahre nach dem Ausbruch des 
1. Weltkrieges in Folge einer bedingungslos militarisierten Poli-
tik der Vergangenheit angehören. Der BundeswehrVerband straft 
diese Vorstellung allerdings Lügen.

Nachtrag:

Ende Mai 2014 legte die Verteidigungsministerin Ursula von 
der Leyen die Pläne für ihre „Attraktivitätsoffensive“ mit dem 
Namen „Bundeswehr in Führung – Aktiv. Attraktiv. Anders“ 
vor. Mit dabei waren neben der – vor allem von der Presse auf-
gegriffenen – besseren Ausstattung der Soldat_innenstuben mit 
Flatscreenbildschirmen und Minikühlschränken auch der „Tag 
der Bundeswehr“. Dieser soll zum ersten Mal 2015 stattfinden, 
anlässlich des 60-jährigen Bestehens der Bundeswehr. Ob es sich 
wie vom BundeswehrVerband gefordert, auch um eine Uniform-
parade im zivilen Leben handeln wird, ist ungewiss. Der „Tag 
der Bundeswehr“, wenn er schon nicht verhindert werden kann, 
sollte aber für Friedens- und antimilitaristische Gruppen bundes-
weit dann ein willkommener Anlass sein, zu berichten, warum 
es gut ist, keine Angst vor Uniformen zu haben und laut gegen 
diese zu protestieren. Der Tag der Bundeswehr kann so genutzt 
werden, plakativ zu zeigen, wie weit die Militarisierung der 
Gesellschaft schon fortgeschritten ist, und dass Widerstand nöti-
ger denn je wird.

Zudem soll es einen Bundeswehrpreis geben für Menschen, die 
sich um die Bundeswehr verdient gemacht haben. Die Liste der 
Preistragenden darf sich jeder bereits im Kopf vorstellen: eine 
Ehefrau, die sich um die Belange der posttraumatisierten Ehe-
männer eingesetzt hat; ein General im Ruhestand, der sich beim 
Elbehochwasser hervorgetan hat; der ehemalige Vorsitzende des 
BundeswehrVerbandes und die Aktion Lachen helfen – als neuer 
Titel für den Preis darf dann gerne „Bundeswehrpropaganda-
preis“ verwendet werden. Und auch der Ausbau von Kita-Plät-
zen, wiederum mit Belegrechten, und weitere Vergünstigungen 
für Soldat_innen in Bezug auf Hinzuverdienstmöglichkeiten und 
Rentenregelungen sind im Zuge des für Herbst geplanten „Arti-
kelgesetzes“ vorgesehen. Kostenpunkt all dieser Maßnahmen: 
100 Millionen Euro.

Auf die Vorstellung der Punkte der von der Leyen-Agenda 
„Aktiv. Attraktiv. Anders“ folgte prompt die Zustimmung 
durch den BundeswehrVerbandsvorsitzendem Wüstner. In einer 
Pressemitteilung ließ dieser verlautbaren: „Guter Anfang – jetzt 
Finanzmittel bereitstellen und notwendige Gesetze erlassen!“ Im 
Klartext bedeutet das, dass der BundeswehrVerband die eigenen 
geforderten Pfründe und die weitere Militarisierung der Gesell-
schaft nun endlich rechtlich festgeschrieben haben möchte und 
das Militär auf Kosten der Allgemeinheit auch finanziell noch 
besser aufgestellt werden soll. Demokratie – Abtreten!
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